
fühlige Reagieren und die Entscheidung entsprechend den volks
wirtschaftlichen Möglichkeiten. Ohne Ansehen der Person ist die 
Auseinandersetzung zu führen mit bürokratischem und herzlosem 
Verhalten zu vorgebrachten Belangen der Bürger, die das Ver
trauen zu den staatlichen Organen und die Bereitschaft, an der Be
seitigung von Mängeln selbst mitzuwirken, beeinträchtigen. Alle 
Aktivitäten sollen darauf zielen, das Vertrauen der Bürger zu ihrem 
Staatsorgan zu stärken, ihre Leistungsbereitschaft und ihre aktive 
Mitarbeit für gute Lösungen und notwendige Veränderungen zu 
fördern.
Erfüllte Pläne, verbesserte Wohnbedingungen, eine gut funktionie
rende Versorgung, zeitsparende Dienst- und Reparaturleistungen, 
die effektive Nutzung der Gesundheits-, Bildungs-, Kultur- und 
Sporteinrichtungen bestimmen ebenso wie ein sauberes, farben
frohes Antlitz des Heimatortes die Visitenkarte jeder Volksvertre
tung, der Betriebe, Genossenschaften und Einrichtungen im Terri
torium. Unerläßlich dafür ist die weitere Ausprägung der Rolle der 
Volksvertretungen als arbeitende Körperschaften, das sachkun
dige direkte Mitwirken der Volksvertreter und der ständigen Kom
missionen an der Entscheidungsfindung, Durchsetzung und Kon
trolle der Aufgaben sowie das konstruktive Miteinander von Abge
ordneten, Räten und Fachorganen. Dazu sollte auch die kamerad
schaftliche Zusammenarbeit mit den Ortsleitungen und Wohnpar- 
teiorganisationen, mit den Leitungen der befreundeten Parteien 
und Ausschüssen der Nationalen Front der DDR vertieft und die 
Bürgerinitiative „Schöner unsere Städte und Gemeinden - Mach 
mit!" noch umfassender entfaltet werden.
Die Parteiorganisationen widmen sich den gewachsenen Anforde
rungen an die Leitung der Wohnungspolitik und Wohnungswirt
schaft als Bestandteil der Lösung der Wohnungsfrage in den Städ
ten und Gemeinden. Sie verstärken ihren Einfluß auf eine solide 
Arbeit mit den Wohnraumvergabeplänen, auf die Mitarbeit der 
Bürger in den ehrenamtlichen Wohnungskommissionen und auf 
die effektive Nutzung und gerechte Verteilung des gewachsenen 
Wohnungsbestandes.
Ein hohes Maß an Verantwortung erwächst den Parteiorganisa
tionen für die immer engere Verbindung des Kampfes um die Er
füllung gesamtgesellschaftlicher Aufgaben mit der Verwirkli
chung der Kommunalpolitik im Interesse der Bürger und ihrer 
schöpferischen Einbeziehung in die Leitung und Planung dieser 
Prozesse. In dieser Hinsicht sollten die Parteiorganisationen ihr 
Kontrollrecht noch aktiver in Anspruch nehmen und entschiedener 
auf die weitere Qualifizierung der Leitung und Planung, das exakte 
Funktionieren von Analyse, Information, Entscheidung, Durchfüh
rung und Kontrolle richten.
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In Verwirklichung der Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirt
schafts- und Sozialpolitik ist es erforderlich, zur allseitigen Erfül
lung und gezielten Überbietung des Volkswirtschaftsplanes die ört
lichen Reproduktionsbedingungen voll auszuschöpfen, überall die 
Reserven zu erschließen und durch eine umsichtige komplexe Lei
tungstätigkeit alle Verpflichtungen zum XI. Parteitag der SED in Eh
ren zu erfüllen. Es ist dafür Sorge zu tragen, daß die vielfältigen 
Möglichkeiten der territorialen Rationalisierung als eine Schlüssel
frage der umfassenden Intensivierung im engen Zusammenwirken 
von staatlichen Organen, Betrieben, Genossenschaften und Ein
richtungen noch wirksamer für den Leistungsanstieg in der Volks
wirtschaft und die weitere Verbesserung der Arbeits- und Lebens
bedingungen genutzt werden.
Die Parteiorganistionen aller gesellschaftlichen Bereiche nehmen 
Stellung zur strikten Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
und legen ihre Aufgaben zur weiteren Erhöhung der Partei- und 
Staatsdisziplin sowie für vorbildliche Ordnung und Sicherheit fest. 
Sie widmen der Festigung eines hohen Staats- und Rechtsbe
wußtseins größte Aufmerksamkeit. Es werden weitere Maßnah
men zur unbedingten Einhaltung der Brand- und Sicherheitsvor
schriften festgelegt, um Havarien und Brände zu verhindern.
Eine wichtige Aufgabe besteht darin, die Wirksamkeit der gesell
schaftlichen und staatlichen Kontrolle zur Durchsetzung der Partei
beschlüsse zu erhöhen. Dazu ist auch die Arbeit der Kommissio
nen und Volkskontrollausschüsse der Arbeiter-und-Bauern-lnspek- 
tion als Kontrollorgan der Leitung der Parteiorganisation einzu
schätzen, zielstrebig weiter zu entwickeln und für die politische 
Führungstätigkeit zu nutzen.
Alle Leitungen der Partei achten darauf, daß die Genossen in den 
staatlichen Organen und Massenorganisationen, die Leiter der Be
triebe und Einrichtungen sowie die Vorstände der Genossenschaf
ten die allseitige Verwirklichung des Jugendgesetzes zu einem fe
sten Bestandteil ihrer Tätigkeit machen und sich dabei regelmäßig 
mit den Leitungen der FDJ abstimmen. Sie fördern die weitere 
Ausprägung der sozialistischen Lebensweise unter der Jugend. 
Insbesondere unterstützen sie die FDJ bei der Schaffung neuer Ju
gendklubs in den städtischen Wohngebieten und von Jugendzim- 
mem in allen Dörfern.
Ausgehend vom hohen Stand der Einbeziehung der Frauen in das 
Berufsleben sollten ihre spezifischen Belange, insbesondere der 
werktätigen Mütter in den Berichtswahlversammlungen und Dele
giertenkonferenzen Berücksichtigung finden. Das betrifft vor allem 
ihre Aus- und Weiterbildung, ihre Vorbereitung für leitende Funk
tionen sowie die Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen und den 
Gesundheitsschutz.
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